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telftellen in unſerer Befolbungdordnung beſſer geſtellt find als 
im Reiche. Sie find hier nach Gruppe 111 anſtatt nach IL 
gekommen. Der Haushaltsausſchuß hat es abgelehnt, den Ver 
fuch zu. maden, buch den Budgetnachtrag eine Korrektur von 

Unſtimmigkeiten in der Beſoldungsordnung herbeizuführen, 
Ein folder Verſuch ſollte bei einer Beamtenkategorie, bei den 
Kulturmeiſtern gemacht werden, -die mit ihrer Einſtufung in 

die Beſoldungsordnung nicht zufrieden find. Sie find in die 

Gruppe. VI eingeſtuft und ſollten durch den Budgetnachtrag als 

Oberbauſekretäre nad) Gruppe VII und VIII gehoben werben. 

Dem hat der Haushaltsausſchuß aber nicht zugeſtimmt, weil 

dieje Korrekturen eben dem Spätjahr vorbehalten bleiben ſoll- 

ten.. Nur ein ähnlicher Fall iſt vom Ausſchuß gebilligt wor- 

den, wo von einer Befugnis des Beſoldungsgeſee3 Gebrauch 
gemacht würde, nämlich von 8 2 Abf, 2 (Einrichtung neuer ! 
Beamtenklaſſen), welcher, lautet: 

„Änderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit 
durch den Staatsvoranſchlag erfolgen, als fie durch Kine 
derung in der Organiſation bes Staatsdienſies, in3beſon- 

dere durch Einrichtung neuer, in der Beſoldungsordnung 

nicht aufgeführter Beamtenklaſſen erforderlich werden.“ 

Das betrifft den Vorſtand des Weinbauinſtitutes Freiburg, 
für den eine Direktorſielle nah XI vorgeſehen wurde. 

Es wurden im übrigen noch eineAnzahl von änderungsbedürf- 

tigen Fällen beſprochen; ich werde mich aber ſ<wer hüten, hier 

dieſe einzelnen Fälle zu erwähnen, über die geſprochen wurde, 

um nicht einerſeits Hoffnungen zu erwedlen, die ſich möglicher» 

weiſe nicht verwirklichen, und andererſeits etwa unnötige Be- 

unruhigungen hervorzurufen. 
Aber wir wollen ung auch darüber in voller Klarheit -au8- 

ſprechen, daß die jehige Einreihurig nur eine proviſoriſche iſt, | 

wie dies 5 32 des Beſoldungsgeſehes ausſpricht, und daß durch 

dieſe Einreihung keine wohlerworbenen Rechte im Sinne des 

Artikels 129 der Neichöverfaſſung geſchaffen werden, Nur Rück» 

zahlungen gubiel erhobener Bezüge ſollen nach der Vorſchrift 

in 8 32 Abf. 2 des Beſoldungsgeſehes ausgeſchloſſen ſein, wenn | 
etwa ſpäter eine andere Einſtufung erfolgt. 

I< habe vorhin ſhon erwähnt, daß bei der Weredinung in 

der Begründung zur Beſoldungsordnung und dem jehigen 

Nachtrag zum Houptvoranſchlag ſich ein Unterſchied von 
Mitlionen ergeben hat; um dieſen Betrag überſchreitet der Be» 

darf nach dem I. Budgetinachtreg die Schäßzung in der Begrün- 

dung bes Veſoldungsgeſebes, Als Grund für dieſe Fehl- 

f<äßung hat der Herr Finanzminiſter angegeben: 

1. daß in dieſem I. Budgetnachtrag eine Anzahl neuer Stel- 

len angefordert ſind, mit denen die Begründung zur Beſol- 

bungöordnung überhaupt nicht reinen konnte, die natürlich den 

Aufwand nur nach den vorhandenen Stellen ſchäßt. und daß 

2, die Einſtufung veſſer vorgenommen wurde, als angenom- 

men worden iſt. 
Beides trifft aber bod) nur für verhältnismäßig wenig Fälle 

zu. Die Zahl der neuen Stellen, die in dem I. Budgetnachtrag 
angefordert worden find, beläuft fich allerdings nach ber 
Zuſammenſtellung am Schluß dieſes Budgetnachtrages für 

die allgemeine Staatsverwaltung auf 4051. Darunter ſind 

aber 8000 Stellen der Sicherheit3polizei und 200 etatmäßig2? 

Stellen für Landſtraßenwärter, die jeßt erſt zufolge der neuen 

Beſoldungsordnung etatmäßig werden können. Wenn dieſe 
3200 nene Stellen abgezogen werden, ſind es nur 851 neue 
Beamtenftellen, und an dieſen neuen Beamtenſtellen hat der 
Haushalts8ausſchuß in ſeinen 21 Sikungen im ganzen nur 150 
Stellen abzuſehen vermocht, weil die Auskünfte, die von ben   

Stellen klar ergaben, Auch die beſſere Einſtufung hat gewi 
da und dort zu einem größeren Aufwand geführt, als nach dem 
Wortlaut der Beſoldungsöordnung zu erwartex und bemente 

ſprechend in der Begründung berechnet war. Beiſpielsweiſs 

find die Miniſierialräte im I. Budgetnachtrag alle nad) Gruppe 

XII eingereiht geweſen, ſtatt wie eine Anmerkung zu Gruppe 
XIII der Befoldungsorbnung vorſchreibt, zum Teil naß XII 

und XI. Dort heißt es: 

„Gin durch den Haushaltsplan zu beſtimmender Teil 
der Referentenſiellen bei den Miniſterien iſt in ſolche der 
Gruppe XI und XII umzuwandeln.“ 

Das iſt erſt im Haushaltsausſchuß geſchehen, weil im Bub» 
get alle Stellen nad) XIII eingereiht waren. Ebenſo iſt es 
bei ven Hilfsreferenten, wo auch die Mehrzahl in XII ein» 
gereiht war, ſtatt in XI und X, bei den Miniſterialſekretären, 
die zu einem zu großen Teil nach X und 1X eingereiht waren, 
bei den Bureaubeamten, von denen ebenfalls ein Teil nach 
1X und VIIt ſtatt nach VIL eingeſtuft waren. 
Im weſentlichen aber iſt der Grund für dieſe Differenz 

von 52. Millionen eben eine Fehlſhäßung, die in der Begrün 
dung zum Bejoldungögeſez unterlaufen iſt, und es ift ein 
verhältnismäßig geringer Troft, daß in anderen Ländern, wie 
ups im Ausſchuß mitgeteilt wurde, ebenfalls ſolche Fehlſchät« 
gungen vorgekommen find, und ich möchte nur die Hoffnung 
ausſprechen, daß wir bei der jehigen Einſtufung, wie fie der 
Haushalts8ausſchuß nunmehr feſtgelegt hat, und dex Berechnung 
des Aufwands vor ſolchen Fehlſhäßungen bewahrt bleiben. 

Für die Einſtufungen in die gehobenen Stellen wur« 
den' dem Haushaltsausſchuß Richtlinien vorgelegt, die wir 
im allgemeinen zu billigen vermochten, Dieſe Richtlinien gehen 

davon aus, daß die Gruppen 1, II, 111, IV, V, dann wieder 
| VIT, damn X, Stellen für’ Erſtanſtellung ſind, daß dagegen 

die Gruppe VI, VII, IX und XI ff. Beförderungöſtellen 
find. Für die Einreihung indie gehobenen Etel- 
len wird nun in dieſen Richtlinien beſtimmt, daß die ſache 
lichen Bedürfniſſe des Dienſtes entſcheidend fein jollen, und 
nur, wo dies nicht völlig durchführbar iſt, das Dienſtalter. Auch 
bei den Richtern iſt nicht das Dienſtalter maßgebend, ſondern 
die Wichtigkeit des Dienſtes. 

Im allgemeinen iſt nun für die Einreihung in gehobene 
Stellen in dieſen Richtlinien die Drittelung vorgeſehen. As 
&rund dafür iſt uns von dem Regierungskommiſſär vorgetra- 
gen worden: Der Ausgangspunkt ſei die Einſtufung der Leh- 
rer, Bei der Einreihung der Lehrer, die bekanntlich automa- 
tiſch nad 12 Dienſtjahren nach VIII kommen, habe ſich er- 
geben, daß ungefähr 54,8 Prozent nach VIT, 45,8 Progent 
nad VII fommen; ebenſo habe eine Berechnung unter Zw 

arundelegung ber Drittelung ergeben, daß für die gehobenen 

Stellen. der mittleren Beamten auf die Gruppen VIIT, IX, X 

und XI 51 Prozent der mittleren Beamten und auf die Gruppe 
VII 49 Prozent entfallen, daß alſo das Verhältnis der auf die 
gehobenen Stellen entfallenden mittleren Beamten bei dieſer 

Drittelung ſi von dem Verhältnis der Einſtufung ber Leh- 

zer nach Gruppe VI11 bei dem automatiſchen Vorrücken nicht 
allzuviel unterſcheidet, 

Das wurde uns vorgeträgen, als die Entſtehungsgeſchichte 
und zugleich die Erläuterung und Begründung für die Dritte- 
lung, die angenommen worden iſt, Es ſollten aver nach die- 
fem Grundſaß bei dieſer Drittelung die in höheren Gruppen 
namentlich genannten Beamten, dis ſogenannten Funktionär» 
ſtellen, außer Betracht bleiben. 
Einzelne Au8nahmen von dem Grundſaß der Drite 

telung findin den Richtlinien allerdings vorgeſehen: nämlich 

Miniſjerien gegeben wurden, die Notwendigkeit dieſer neuen : einmal bie Halbierung, die Plag areifen ſoll bei den Obe! 
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Zentralmittelſiellen, um tüchtige Beamte aus dem Bezirk, die 
evenfalls nah X1 kommen fönnen, füg die Mittelſtellen zu 
befommen, und weiter bei den Eefretariat3» und Rechnungs« 
beamten bei den Miniſterien, die in der Regel zu % in die 
Gruppe VII oder VIIJ, zu % als Mimſterialſekretäre im 
Gruppe IX und % als Miniſterialoverjekretäre in Gruppe X 
kommen ſollen, Über die: Einreihung und Einſtufung dieſer 
Beamten wird wohl bei der Revijion der Beſoldungsordnung 
noh zu reden ſein, 

Im übrigen wurden. dieſe Richtlinien vom Haushaltsaus- 
ſchuß zu Grunde gelegt mit einer Ausnahme, über die nach- 
her noch zu reden fein wird, nämlich hinſichtlich der Einbe» 
8iehung der Funktionärſtellen. Was nun das finanzielle 
Ergebnis der Arbeit des Haushaltsausiguj- 
jes in der erſten Leſung anlangt, ſo ergab ſich, daß die An» 
regung, die zu Begiun der Beratungen gegeben worden war, 
alle neuen Stellen zu ſtreichen, nicht durch- 
führbar gewejen wäre. Jh habe vorhin ſchon darüber 

© geſagt. Zur Befriedigung der dienſilichen Bedürfniſſe 
find in weitem Umfange außerplanmäßige Beamte jeht ſchon 
vorhanden und nicht zu entbehten, und da dieſe außerplan- 
mäßigen Beamten nach 8 29 Abſaß 2 des Beſoldungsgeſetes 
von ihrem ſechſten Dienſtjahre an (die Militäranwärter vom 
6., bie Schreibgehilfinnen vom 9. Dienſtjahre an) doch die 
gleichen Bezüge erhalten, wie die planmäßigen Beamten, wäre 
eine Sireichung dieſer neuen Stellen, die angefordert ſind, um 
„außerplanmäßige Beamte in planmäßige Stellen Überführen 
au können, ohne jeden finanziellen Effekt. Auch die Herab» 
feßung der Ginftufung, von der ich vorhin geſprochen 
Habe, hatte namentlich bei den gehobenen Stellen keinen allzu 
großen Effekt, as 

Das finangielle Grgebitis Her erffen Lzſung 
Hat im Ganzen 4,879 Millionen M, Abſtriche betragen; davon 
wurden aber dann alsbald wegen der eben beſprochenen Ver- 
hältniſſe bei den außerplanmäßigen Beamten 2 Millionen wie» 
der abgeſegt. Die 100 Landſtraßenwärterſtellen, die der Hause 
Haltsausfguß bei der erſten Beratung glaubte ſtreichen zu 
können von den angeforderten 200, hätten für außerplanmäßige 
Beamte denſelben Betrag erfordert wie für 100 planmäßige 
Stellen, Deswegen ſind ‚wir von dem Gedanken, in dieſer 
Beziehung eine Kürzung, einireten zu laſſen, bald wieder ab« 
gekommen. a 

Der Haushaltkausſchuß Hat ſich ſodann bemüht, auf anderem 
Wege eine Verminderung des Aufwandes zu erzielen. Es 
wurde vorgeſchlagen, ſtatt der Drittelungohne Ein. 
beziehung der Funktionärſtellen eine Vier» 
telung mit Ginbeziehung ber Funktionär«- 
ſtellen durchzuführen. ‚Der finanzielle Gifekt dieſer Maß 
nähme wäre 1,3 Millionen geweſen. Weiter wurde dann vor» 
geſchlagen die Abſtufung der Teuerungs8zuſc<<läge, 
von der ich ſchon im Gingang. geſprochen habe; wenn dieſe bei 
der Gruppe XI angefangen Kälte und die Zuſchläge bei der 
XI. Gruppe 5. Prozent; bei der XII. 10 Prozent, bei der 
N111. 15 Progent, bei B 1 und.B 2 20 Prozent, bei B 3 und B 4 
25 Prozent niederer bemeſſen worden wären, hätte das eine 
Minderung von 1,5 Millionen ergeben, und wenn ſchon bei 
Gruppe R ebenfalls eine Minderung von 5 Prozent 
borgenommen worden wäre, alſo ſtatt 50 Prozent 45 
Prozent gewährt werden würden, hätte das im ganzen 
eine Minderung von “29 Millionen gegeben, Zus 
ſammen wäre alſo im günſtigſten Falle die Wirkung dieſer 
Maßnahmen geweſen: durch Abſtriche im einzelnen 4,876 == 
2 = 2,879 Millionen M, durh Annahme der Viertelung bei 
den gehobenen Stellen 1,3 Millionen,und endlich durch die Ab- 

ftufung der Teuerungszuſchläge von Gruppe X au 2,9 Millio» 
nen: zuſammen 7,1 Millionen M, 

In dieſem Stadium der Beratungen wurden nun von Mit» 
gliedern des Haushaltsausihufjes aus allen Parteien Bi 
tretern bes Beamtenbundes und des Lehrerbundes Ver 
lungen gepflogen, Die Anregung zum Eintritt in jo 
Verhandlungen, die ein Novum in der Geſchichte des bad 
Landtags darſtellen, gingen vom Beamtenbund aus. 
Handlungen haben am lebten Freitag abend, in der Zeit von 
8 Uhr bis %1 Uhr morgeas, ftatigefunden, und wie das Eze 
gebnis gezeigt hat, war es auch ganz öwedmäßig, dieje Ver« 
Handlungen zu pflegen. Es war insbefonbere deswegen zwe 
mäßig, vielleicht nötig, in dieſe Verhandlungen einzutreten, 
weil Gerüchte von übergroßen Strichen des Daushalt3ausſchuſſes 
fich unter der Beamtenſchaft mit Winbeseile verbreitet Hatten, 
Gerüchte, die offenbar von Tag zu Tag wuchſen. Wohl wm 
jeder. Partei haben die Ubgeorbneien eine große Zahl von 
Briefen über dieſe ſehr vielen Beamten Unerwünſchte Tätigkeit 
des Haus Sſchuſſes erhalten, und deswegen waren die 
Verhandlungen mit den Beamtenvertretern wohl öwedmäßig. 

Den Vertretern des Beamtenbundes wurden die jeitherigen Ergebniſſe der Beratungen des Haushaltsausſchuſſes. vargeira- 
gen, nämlich die Abſtriche im L Nachtrag mit dem Ergebnis von 2,879, rund 2,9 Millionen M. 

‚bie Viertelung mit Einrehnung dex Funktionäre für die 
Einſtufung in die gehobenen Stellen. mit dem Ergebnis von 

= 18 Millionen 
die Abſtufung der Teuerutigözulagen von Gruppe X an = 

> 29 Millionen M., 
ſobann die Berminderung .der Zahl der außerplanmäßigen 

Beainten und Außhelfer und des Aufwandes daraus, in8be- 
ſondere „durch die Rückkehr zur geteilten Arbeitszeit, „zur. 
48-Arbeitsſtunden-Woche und di ch die Verminderung der Stellvertretungsfoften, wodurch eine Erſparnis von 5 

erzielt werden ſollts, Koch re ue 
endlih auf der allmählihe allgemeine 

Teuerungszuſchläge vom 1. aan 1921 ee 2 
Prozent, woburh für das Vierteljahr: 1. Januar bis 81. März 1921 4 Millionen weniger aufzubringen wären, ſodaß fich 
im ganzen eine Erſparnis von 18,8 Millionen ergäbe, wodurch 
von dem bis jeht ungebedten Teil des Defizits von 110 Millio- 
nen ein weiterer Betrag no gede>t worden wäre. 

Die Stellungnahme des Beamtenbunde3 nah dieſer vierſtündigen Verhandlung am letzten Freitag war nun 
folgende: 

Die Abſtufung dex Tetterung3zulagen wurdo 
abgelehnt. Es wurde geltend gemacht daß die gleichheitliche 
Behandlung mit dem Reiche nicht aufgegeben werden dürfe. 
&3 wurde eine Rüdwirkung auf die Neid. und Gemeindebe- 
amten aus einer ſolchen Maßnahme bei uns befürchtet, und es 
wurde geltend gemacht, die badiſche Beamtenſchaft ſei fo giem- 
lich am ſchlechteſten eingereiht, Bayern und Württemberg 
‚hätten fich bei den Einreihungen an die hierwegen unter dea 
Miniſterien der verſchiedenen Länder getroffenen Abmachungen 
nicht gehalten; auch ſei in Baden früher ſchon die Beamten- 
ſchaft weniger günſtig behandelt worden wis in anderen Län- 
dern, ſo hätte ſie als VBeſchaffungsbeihilfe nur die Hälfte des 
im Reiche bewilligten Betrags bekommen. 
Was die Abſtriche im l. Nachtrag angeht, wurde ſei- 

tens der Vertreter des Beamten- und Lehrerbundes geltend 
gemacht, der I. Nachtrag hätte für das Gros der Boamtenſchaft, 
den Härtoausploich bringen ſollen, den der VIL. Nachtrag zum   
Budget für die Jahre 1918/19 jür dis Eiſenbahner gebracht  


